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Bildungsgewerkschaft  zur
Tarifrunde  für  die  im
öffentlichen Dienst bei Bund
und Kommunen Beschäftigten
Die Gewerkschaften haben die Tarifverhandlungen für die im
öffentlichen Dienst bei Bund und Kommunen Beschäftigten nach
der dritten Runde einstimmig für gescheitert erklärt. „Obwohl
es in den Verhandlungen Bewegung gegeben hat, gab es nicht-
überbrückbare  Gegensätze.  Das  wichtigste  Ziel  der
Gewerkschaften, ein hoher Mindestbetrag für die Beschäftigten,
der dafür sorgt, dass die Gehälter mit der Inflation Schritt
halten, war nicht zu erreichen. Dafür lagen die Positionen
zwischen Gewerkschaften und Arbeitgebern zu weit auseinander.
Die Arbeitgeber waren für eine sozial gerechte Lösung nicht
bereit“,  sagte  Maike  Finnern,  Vorsitzende  der  Gewerkschaft
Erziehung und Wissenschaft (GEW), in Potsdam.

Die Gewerkschaften fordern 10,5 Prozent, mindestens aber 500
Euro monatlich mehr Gehalt. In der zweiten Verhandlungsrunde

https://spielen-und-lernen.online/aktuelles/gew-gewerkschaften-erklaeren-scheitern-der-verhandlungen/
https://spielen-und-lernen.online/aktuelles/gew-gewerkschaften-erklaeren-scheitern-der-verhandlungen/


hatten  die  Arbeitgeber  ein  völlig  inakzeptables  Angebot
vorgelegt,  das  weitere  deutliche  Reallohnverluste  der
Beschäftigten zur Folge gehabt hätte. Ein weiteres Angebot
legten sie in der dritten Verhandlungsrunde nicht vor.

Die  Gewerkschaften  verhandeln  für  rund  2,5  Millionen
Beschäftigte.  Im  Organisationsbereich  der  GEW  wird  für
Beschäftigte  im  Sozial-  und  Erziehungsbereich  verhandelt,
beispielsweise  für  Erzieherinnen  und  Erzieher  sowie
Sozialarbeiterinnen und -arbeiter. Das Ergebnis der Tarifrunde
gilt  aber  auch  für  Beschäftige  an  bundesunmittelbaren
Forschungseinrichtungen  und  Bundeswehrfachschulen  sowie  für
die kommunalen Lehrkräfte in Bayern.

Ver.di hat die Verhandlungsführerschaft für die Gewerkschaften
des Deutschen Gewerkschaftsbundes (DGB).
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